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Erscheinungsland: Österreich | Auflage: 59.930 | Reichweite: 480.000 (6,5) | Artikelumfang: 13.162 mm²
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Konsumenten
haben ein Recht auf
Rückerstattungen

Bei Coronavirus-Absagen
sind Rechte einzufordern
Karin Kröpfl, Vivien Schiffinger

Auf welche Rechte können
Konsumenten pochen,
wenn es wegen des Corona-

virus zu Flugannullierungen, zur
Absage von Veranstaltungen oder
zum Lieferverzug kommt?

Wird ein gebuchter Flug annul-
liert, besteht laut Fluggastrechte-
verordnung ein Anspruch auf voll-
ständige Erstattung der Ticket-
kosten. Flugannullierungen wegen
des Coronavirus sind als außerge-
wöhnliche Umstände zu werten,
daher besteht kein Anspruch auf

Anspruch
zusätzliche Ausgleichszahlungen.
Mangels Verschuldens der Flugli-
nie scheiden auch andere Scha-
denersatzansprüche aus.

Großveranstaltungen wie Fuß-
ballmatches, Opernaufführungen
oder Konzerte werden meist als ers-

te im Verdachtsfall abgesagt. Wer
bereits ein Ticket gekauft hat, soll-
te sich umgehend an den Veran-
stalter wenden. Denn in diesem
Fall müssen die Veranstalter den
Ticketpreis refundieren. Ansprü-
che auf Ersatz bereits getätigter
zusätzlicher Ausgaben, etwa für
ein Hotel, bestehen eher nicht und
müssten beim Hotelbetreiber ein-
gefordert werden. Solange es je-
doch keine offizielle Reisewarnung
gibt, besteht kein grundsätzliches
Recht auf Stornierung. Allgemeine
Geschäftsbedingungen (AGB) der
Veranstalter enthalten außerdem
meist einen Haftungsausschluss
für den Fall von höherer Gewalt.

Lieferverzögerungen
Werksschließungen und abge-

sagte Containerfahrten können zu
Lieferverzögerungen für Waren
 made in China" führen. Wird das
gekaufte Produkt nicht zum ver-

einbarten Zeitpunkt geliefert, liegt
ein Lieferverzug der Vertragspart-
ner vor. Es besteht das Recht, nach
Setzung einer angemessenen
Nachfrist vom Vertrag zurückzu-
treten; geleistete Zahlungen sind
dann zurückzuzahlen. Auch wenn
sich dazu Modifizierungen in den
AGB finden, ist ein gänzlicher
Ausschluss des Rücktrittsrechts
gegenüber Verbrauchern sitten-
widrig und daher unwirksam.
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